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Antrag der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit*
vom 31. Januar 2006

4197 a
Gesetz
über die ärztlichen Zusatzhonorare
 (vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 18. Au-
gust 2004 und der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
vom 31. Januar 2006,

beschliesst:

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen:

A. Kantonale Spitäler

Bewilligungs-
pflicht

§ 1. Ärztinnen und Ärzte benötigen eine Bewilligung, wenn sie in
beschränktem Umfang
a. auf Rechnung des Spitals gegen Beteiligung am Zusatzhonorar

Patientinnen und Patienten im Privatpatientenstatus stationär
behandeln,

b. auf eigene Rechnung Patientinnen und Patienten ambulant oder
teilstationär behandeln, welche über eine Zusatzversicherung mit
Anspruch auf persönliche Betreuung im stationären oder ambu-
lanten Bereich durch Ärzte in leitenden Funktionen verfügen. Da-
bei werden das Spital und die Klinik gemäss § 3 am Ertrag beteiligt.

* Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit besteht aus fol-
genden Mitgliedern: Christoph Schürch, Winterthur (Präsident); Hansruedi Bär,
Zürich; Kurt Bosshard, Uster; Markus Brandenberger, Uetikon a. S.; Dr. Oskar
Denzler, Winterthur; Hans Fahrni, Winterthur; Käthi Furrer, Dachsen; Willy
Haderer, Unterengstringen; Urs Lauffer, Zürich; Christian Mettler, Zürich; Katha-
rina Prelicz-Huber, Zürich; Blanca Ramer-Stäubli, Urdorf; Peter A. Schmid, Zürich;
Peter Schulthess, Stäfa; Theresia Weber-Gachnang, Uetikon a. S.; Sekretär: Roland
Brunner.
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Bewilligungs-
erteilung

§ 2. 1 Die für das Gesundheitswesen zuständige Direktion des
Regierungsrates erteilt den in kantonalen Spitälern tätigen Klinik-
direktorinnen und Klinikdirektoren, Chefärztinnen und Chefärzten,
Leitenden Ärztinnen und Ärzten sowie Oberärztinnen und Ober-
ärzten die Bewilligung gemäss § 1, wenn
a. die betrieblichen Verhältnisse es erlauben,
b. die dienstlichen Pflichten der Gesuchstellenden nicht beeinträch-

tigt werden,
c. die Gesuchstellenden nicht den Arbeitszeitvorschriften des Arbeits-

gesetzes unterstellt und bereit sind, Arbeitszeit nach § 9 zu leisten,
d. die Gesuchstellenden schriftlich der Abgabe- und Poolregelung

gemäss §§ 3 ff. zugestimmt haben.
2 Die Bewilligung regelt die Art und Weise und die Begrenzung der

ärztlichen Tätigkeit gemäss § 1.
3 Die Bewilligung gilt nur für persönliche Verrichtungen der Bewil-

ligungsinhaberin oder des Bewilligungsinhabers.
4 Die Direktion des Regierungsrates kann die Zuständigkeit gemäss

Abs. 1 an die Spitaldirektion delegieren.

Verwendung 
der Honorare 

§ 3. 1 Der Betriebsrechnung des Spitals fliessen zu:
a. die Hälfte der Honorare gemäss § 1,
b. die technische Leistungskomponente, wenn Leistungen gemäss § 1

lit. b nach Tarmed verrechnet werden.
2 Von den verbleibenden Honoraren oder bei Verrechnung nach

Tarmed von derärztlichen Leistungskomponente fliessen
a. 90% in die Honorarpools der Kliniken und Institute, in denen die

betreffenden Honorare erwirtschaftet worden sind,
b. 10% in einen Honorarpool des Spitals.

3 Die Spitaldirektion führt die Poolrechnungen und legt insbeson-
dere die Auszahlungsmodalitäten fest.

b. Erträge aus 
Transplanta-
tionen

§ 3 a. Der Regierungsrat kann den Spitälern bewilligen, bis zu 10%
der Erträge aus Transplantationen, die auf Grund vertraglicher Ver-
einbarungen von den Versicherern mit Fallpauschalen ohne Honorar-
anteil vergütet werden, in die Pools der an der Transplantation betei-
ligten Kliniken einzulegen.

c. Honorarpools 
der Kliniken 
und Institute

§ 4. 1 Aus dem Honorarpool einer Klinik oder eines Instituts wer-
den Leistungsprämien insbesondere an Bewilligungsinhaberinnen und
Bewilligungsinhaber ausgerichtet. Mit Poolgeldern können auch die
Aus-, Weiter- und Fortbildung gefördert und das Leistungsangebot der
Klinik oder des Instituts verbessert werden.

a. Grundsatz
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2 Die Klinikdirektorin oder der Klinikdirektor entscheidet über die
Verteilung der Poolgelder. Bei der Ausrichtung von Leistungsprämien
werden insbesondere folgende Kriterien berücksichtigt:
a. Einsatzbereitschaft,
b. Mitwirkung bei der Erbringung von Mehrleistungen für Patientin-

nen und Patienten im Privatpatientenstatus,
c. Übernahme von Aufgaben im übergeordneten Klinik- oder Insti-

tutsinteresse,
d. Erfüllung von qualitativen und quantitativen Leistungsvorgaben.

3 Leistungsprämien, die sich die Klinikdirektorin oder der Klinik-
direktor selbst zuteilt, müssen in einem angemessenen Verhältnis zu
den übrigen Ausschüttungen stehen und im Einvernehmen mit der
Spitaldirektion erfolgen.

4 Die Klinikdirektorin oder der Klinikdirektor erlässt nach Anhö-
rung der Bewilligungsinhaberinnen und Bewilligungsinhaber der Klinik
oder des Instituts ein Poolreglement, das die Nachvollziehbarkeit des
Entscheids über die Verteilung der Poolgelder und die Rechenschafts-
ablage sicherstellt. Die Bewilligungsinhaberinnen und -inhaber können
innert 30 Tagen nach Erlass die Überprüfung des Reglements durch
das Aufsichtsorgan des Spitals verlangen. Für das Verfahren gelten die
Bestimmungen des Verwaltungsrechtspflegegesetzes sinngemäss.

Honorarpool 
des Spitals

§ 5. 1 Aus dem Honorarpool des Spitals werden Leistungsprämien
insbesondere an Bewilligungsinhaberinnen und Bewilligungsinhaber
ausgerichtet, die aus betrieblichen Gründen wenig oder keine Honorar-
einnahmen erwirtschaften können.

2 Die Spitaldirektion entscheidet auf Antrag der obersten ärztlichen
Leitung über die Verwendung der Poolgelder. Sie berücksichtigt dabei
die Kriterien gemäss § 4 Abs. 2 sinngemäss. 

3 Die Spitaldirektion erlässt ein Poolreglement, das die Nach-
vollziehbarkeit des Entscheids über die Verteilung der Poolgelder und
die Rechenschaftsablage sicherstellt. Die Bewilligungsinhaberinnen
und -inhaber können innert 30 Tagen nach Erlass die Überprüfung des
Reglements durch das Aufsichtsorgan des Spitals verlangen. Für das
Verfahren gelten die Bestimmungen des Verwaltungsrechtspflegegeset-
zes sinngemäss.
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Rechtsnatur der 
Ausschüttungen

§ 6. Leistungsprämien und weitere Ausschüttungen aus den Hono-
rarpools sind nicht Bestandteil des Lohns im Sinne des kantonalen
Personalrechts. Insbesondere
a. gelten sie im Rahmen der beruflichen Vorsorge nicht als anrechen-

barer Lohn,
b. begründen sie bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit keinen

Anspruch auf Lohnfortzahlung.

Begrenzung § 7. Der Regierungsrat kann die Auszahlung von Poolgeldern
begrenzen.

Überschüsse § 8. Verbleibt dem Pool einer Klinik oder eines Instituts am Ende
des Rechnungsjahres ein Überschuss, wird dieser auf die Rechnung
des Folgejahres vorgetragen. Beträge über Fr. 100 000 fliessen in den
Pool des Spitals. Die Spitaldirektion kann in begründeten Fällen Aus-
nahmen bewilligen. 

Arbeitszeit § 9. 1 Die Arbeitszeit der Bewilligungsinhaberinnen und Bewilli-
gungsinhaber und sonstiger Bezügerinnen und Bezüger von Pool-
geldern richtet sich nach den betrieblichen Bedürfnissen und nach den
Verpflichtungen aus der Behandlung von Patientinnen und Patienten
gemäss § 1. Es besteht kein Anspruch auf finanziellen oder zeitlichen
Ausgleich von Arbeitszeit, die über die Arbeitszeit gemäss kantona-
lem Personalrecht oder nach Arbeitsgesetz hinausgeht.

2 Für honorarberechtigte Oberärzte und -ärztinnen kann der
Regierungsrat eine obere Begrenzung statuieren.

B. Staatsbeitragsberechtigte Spitäler

Kürzung des 
Staatsbeitrags

§ 10. 1 Weist ein staatsbeitragsberechtigtes Spital weniger als die
gemäss § 3 Abs. 1 vorgesehenen Beträge der Betriebsrechnung zu,
wird der Staatsbeitrag im Umfang dieses Minderbetrags gekürzt. Eine
analoge Kürzung erfolgt, wenn der Kreis der Berechtigten, die Bedin-
gungen und Beschränkungen für die Bewilligungserteilung sowie die
Einkommensbegrenzungen nach diesem Gesetz und seinen Ausfüh-
rungsbestimmungen nicht eingehalten werden.

2 Die staatsbeitragsberechtigten Spitäler weisen die Bruttohonorar-
erträge aus Behandlungen gemäss § 1 lit. a, die Bruttoerträge aus
Behandlungen nach § 1 lit. b und die Abgaben zu Gunsten der
Betriebsrechnung buchhalterisch aus.
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C. Schlussbestimmungen

Datenerhebung§ 11. Die Direktion des Regierungsrates erhebt jährlich von den
kantonalen und staatsbeitragsberechtigten Spitälern die Einkünfte der
einzelnen Ärztinnen und Ärzte aus Zusatzhonoraren nach Funktion
und Fachrichtung.

Ausführungs-
bestimmungen

§ 12. Der Regierungsrat kann Ausführungsbestimmungen erlassen.
Bisherige Einkommensbegrenzungen, die vom Regierungsrat beschlos-
sen oder von der Direktion des Regierungsrates verfügt wurden, blei-
ben bis zum Erlass von neuen Regelungen bestehen.

Übergangs-
bestimmungen

§ 13. 1 Wurde Ärztinnen und Ärzten, die wenig oder keine Hono-
rare gemäss § 1 lit. a oder Erträge gemäss § 1 lit. b erwirtschaften oder
beziehen, eine pauschale Entschädigung aus allgemeinen Betriebs-
mitteln ausgerichtet, sind entsprechende Zahlungen mit Zustimmung
der Direktion des Regierungsrates für längstens fünf Jahre ab Inkraft-
treten dieses Gesetzes zulässig. 

2 Die Direktion des Regierungsrates kann die Spitaldirektion beauf-
tragen, Vereinbarungen und Sonderregelungen gemäss Abs. 1 aufzu-
heben und die betroffenen Ärztinnen und Ärzte aus dem Spitalpool
nach § 5 zu entschädigen. Sie kann der Spitaldirektion gleichzeitig
bewilligen, Gelder bis höchstens zu dem bis dahin für pauschale Ent-
schädigungen nach Abs. 1 aufgewendeten Betrag aus der allgemeinen
Betriebsrechnung in den Spitalpool einzulegen.

3 Die Direktion des Regierungsrates kann mit der Bewilligung Auf-
lagen insbesondere mit Bezug auf die Verwendung der Gelder verbin-
den.

Änderung bis-
herigen Rechts

§ 14. Das Gesundheitsgesetz vom 4. November 19621 wird wie
folgt geändert:

§ 39 a wird aufgehoben.

Gebühren und 
Taxen:

§ 40 a. 1 Die Leistungen der kantonalen und der von den
Gemeinden betriebenen öffentlichrechtlichen Spitäler sind ge-
bührenpflichtig.

2 Bei Patientinnen und Patienten der privaten und halb-
privaten Abteilung oder mit Beanspruchung anderer Zusatz-
leistungen können über den Vollkosten liegende Taxen erho-
ben werden. Ergänzend wird ein ärztliches Zusatzhonorar
verrechnet. Die Taxen und die ärztlichen Zusatzhonorare wer-
den nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen festgelegt.

1 LS 810.1.
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3 Neben den Patientinnen und Patienten haften solidarisch
a. die in rechtlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten,
b. die Inhaber der elterlichen Sorge,
c. die in registrierter oder eingetragener Partnerschaft leben-

den Partnerinnen oder Partner,
d. Taxgaranten und Auftraggeber für Leistungen, die in ihrem

Auftrag erbracht worden sind.
4 Für die kantonalen Spitäler ohne eigene Rechtspersön-

lichkeit erlässt der Regierungsrat eine Taxordnung.

II. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

III. Mitteilung an den Regierungsrat.

Zürich, 31. Januar 2006

Im Namen der Kommission
Der Präsident: Der Sekretär:
Christoph Schürch Roland Brunner


